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Nutzungs- und Gebrauchsregelungen  
im Wohnungseigentum −  

eine alphabetische Übersicht 
 
 

Abwesenheit des Wohnungseigentümers 
(z. B. bei leer stehender oder noch nicht errichteter Wohnung) 
 
Hier stellt sich häufig die Frage, ob und in welchem Umfang der Eigentümer sich an den Kosten 
beteiligen muss, wenn die Wohnung tatsächlich nicht genutzt wird. 
 
Die Rechtsprechung entscheidet in diesen Fällen zulasten des Wohnungseigentümers, denn auf eine 
tatsächliche Nutzung kommt es nicht an (z. B. OLG Hamm, Beschluss vom 28. 2. 2000, 15 W 349/99, 
NZM 2000 S. 505). Abgesehen davon entstehen die meisten Lasten und Kosten unabhängig vom 
Gebrauch der Wohnung − wie zum Beispiel Versicherungs-, Hausmeister- und Verwalterkosten. 
 

Altenpflegeheim 
 
Die Nutzung von Wohnungen in einer normalen Wohnanlage − selbst in einem Kurort − als Alten-
pflegeheim ist eine unzulässige gewerbliche Nutzung. Denn dadurch wird der Wohnwert der übri-
gen Sondereigentumseinheiten herabgesetzt (OLG Hamm, Urteil vom 1. 2. 1988, 15 W 349/87). 
 
Es kann aber auch anders kommen: Ist eine Wohnanlage ausdrücklich als Seniorenwohnstift vor-
gesehen, dürfen die Wohnungen nicht anderweitig genutzt werden. So ist es zum Beispiel zulässig, 
dass die Wohnungsnutzer hier ein bestimmtes Mindestalter haben und betreuungsbedürftig sein 
müssen (BGH, Urteil vom 13. 10. 2006, 5 ZR 289/05, NJW 2007 S. 213). 
 

Anwaltskanzlei 
 
Grundsätzlich darf in einer Wohnung eine Anwaltskanzlei betrieben werden. Denn normalerweise 
ist der damit verbundene Publikumsverkehr nicht erheblich größer als bei einer normalen Woh-
nungsnutzung (z. B. OLG Köln, Beschluss vom 15. 2. 2002, 16 Wx 232/01, NZM 2002 S. 258). 
 
Mit dieser zulässigen Nutzung verbunden ist gleichzeitig das Recht, ein entsprechendes Hinweis-
schild anzubringen. 
 

Architekturbüro 
 
Zulässig ist die Nutzung einer Wohnung als Architekturbüro. Hier ist ebenfalls nicht mit einer 
Störung der anderen Wohnungseigentümer zu rechnen. Deshalb muss auch ein Praxisschild am 
Haus- und Wohnungseingang hingenommen werden. 
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Arztpraxis 
 
Selbst eine Arztpraxis in einer Eigentumswohnung ist grundsätzlich eine erlaubte Nutzung, solange 
die anderen Eigentümer nicht dadurch ernstlich gestört werden. Dasselbe gilt für eine Zahnarzt-
praxis, Psychotherapiepraxis oder Krankengymnastikpraxis. 
 
Vorausgesetzt ist allerdings, dass der Patientenverkehr nicht störend ist, was zum Beispiel bei 
einer Krankengymnastikpraxis oder einer Kinderarztpraxis durchaus der Fall sein kann. 
 
Ganz anders sieht es aus, wenn zum Beispiel die Gemeinschaftsordnung ein vollkommenes Ver-
bot jeglicher Berufs- und Gewerbeausübung im Sondereigentum vorsieht. 
 

Aussiedler, Asylbewerber 
 
Wenn Personen dieses Kreises eine Wohnung nutzen, bestehen keine Bedenken. Deshalb ist auch 
eine Regelung in der Gemeinschaftsordnung, nach der »die Eigenart des Bauwerks als gutes Wohn-
haus zu wahren und zu schützen« ist, nicht geeignet, eine derartige Nutzung zu unterbinden. 
 
Anders sieht es nur dann aus, wenn die Wohnung einem ständig wechselnden Personenkreis über-
lassen wird. Außerdem brauchen die anderen Eigentümer eine Überbelegung − z. B. mit mehreren 
Aussiedlerfamilien − nicht hinzunehmen. 
 

Bäckerei 
 
Die Nutzung von Teileigentumsräumen, die als »Laden« ausgewiesen sind, als Bäckerei ist grund-
sätzlich in Ordnung − allerdings nur während der üblichen Geschäftszeiten (BayObLG, Beschluss 
vom 6. 3. 2003, 2 ZBR 6/03, DWE 2004 S. 130). 
 

Balkon 
 
Ein Schrank auf dem Balkon verändert die Fassade in der Regel sichtbar, und zwar nachteilig. Es 
braucht daher die Zustimmung aller Eigentümer, wenn Sie den Balkon so nutzen wollen (OLG 
Köln, Beschluss vom 31. 5. 1999, 16 Wx 77, 99). 
 

Ballspiele 
 

⎯⎯⎯ →⎯ ABC  Garten 
 

Biergarten 
 
Wenn auf einer Sondernutzungsfläche ein Biergarten betrieben werden darf, ist es zulässig, die 
Öffnungszeiten abends auf 23.00 Uhr zu beschränken. Dem steht auch nicht entgegen, dass nach 
öffentlich-rechtlichen Vorschriften der Gaststättenbetrieb im Freien bis 24.00 Uhr gestattet ist. 
 

Bistro 
 
Auch wenn die Zweckbestimmung eines Teileigentums einen »Laden« zulässt, ist der Betrieb 
eines Bistros damit nicht erlaubt. 
 

Bordell 
 

⎯⎯⎯ →⎯ ABC Prostitution 
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Café, Eisdiele 
 
Sieht die Teilungserklärung oder Gemeinschaftsordnung eine Zweckbestimmung für Teileigentums-
räume als "Café" vor, dürfen tagsüber Kaffee und Kuchen gereicht werden. Das heißt, normaler-
weise ist von Öffnungszeiten nicht über 20.00 Uhr hinaus auszugehen. Deshalb ist die Nutzung 
eines Cafés als ein mit Spielgeräten ausgestattetes Bistro oder als Pilsbar mit Musikunterhaltung 
oder gar als Nachtlokal mit Öffnungszeiten bis morgens 4.00 Uhr unzulässig. 
 
Sieht die Zweckbestimmung einen »Laden« vor, darf in diesen Räumen keine Eisdiele betrieben 
werden. Denn gerade hier ist zu befürchten, dass sich die Eiskunden vor dem Laden verweilen, 
um ihr Eis zu verzehren. Dies stört auf jeden Fall mehr als ein normaler Ladenbetrieb. 
 

Chemische Reinigung 
 
Die Zweckbestimmung »Laden« lässt den Betrieb einer chemischen Reinigung unter Einsatz von 
Reinigungsmaschinen und –geräten nicht zu. Anders sieht es dagegen aus, wenn es sich nur um 
eine Annahmestelle handelt. 
 

Dachboden 
 
Wird der Dachboden in der Teilungserklärung oder im Aufteilungsplan als Speicherraum bezeich-
net, darf er − selbst wenn er im Sondereigentum steht − nicht zu Wohnzwecken genutzt werden 
(BGH, Urteil vom 26. 9. 2003, 5 ZR 270/02). Als Hobbyraum oder Werkstatt darf er dagegen ge-
nutzt werden. 
 
Ansonsten gilt, dass der Dachboden, wenn er im Gemeinschaftseigentum steht, allen Miteigen-
tümern zur Nutzung zur Verfügung stehen muss. Ausnahme: Er ist nur über das Sondereigentum 
eines einzelnen Eigentümers erreichbar. In diesem Fall braucht der Eigentümer, in dessen Woh-
nung sich der Zugang befindet, ein Betreten durch die übrigen Miteigentümer nur dann zu dulden, 
wenn es um die Durchführung von Instandhaltungsmaßnahmen geht. Ein Sondernutzungsrecht am 
Dachboden steht ihm allerdings auch nicht zu. 
 
Selbstverständlich ist eine nachträgliche Genehmigung eines im Sondereigentum stehenden Dach-
speichers oder Spitzbodens zu Wohnzwecken durch einstimmigen Beschluss der Eigentümergemein-
schaft möglich. Voraussetzung ist dabei, dass keine baurechtlichen Bedenken bestehen. Dabei ist 
zu beachten, dass sich der Kostenverteilungsschlüssel wegen der hinzugewonnenen Wohnfläche 
ändern muss. 
 

Dachterrasse 
 
Wenn Sie auf Ihrer Dachterrasse einen Wintergarten, eine Blockhütte oder ein Gartenhäuschen 
errichten wollen, handelt es sich um bauliche Veränderungen, zu denen Sie in der Regel die Zu-
stimmung der übrigen Miteigentümer brauchen. Das gilt selbst für Pflanzbeete. 
 

Dekoration 
 

⎯⎯⎯ →⎯ ABC  Wohnungseingangstür 
 

Erotik-/Sexshop 
 
Die Zweckbestimmung als »Laden« lässt eine Nutzung als Erotik- oder Sexshop nicht zu. Das gilt 
auch dann, wenn sich der Betrieb auf Verkauf von Filmen und Zeitschriften beschränkt. Dies gilt 
insbesondere dann, wenn in der Anlage Familien mit Kindern und Jugendlichen wohnen (BayObLG, 
Beschluss vom 19. 8. 1994, 2 Z BR 45/94, NJW-RR 1995 S. 467). 
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Fahnenstange 
 
Eine Fahnenstange darf am Haus nur mit Zustimmung der anderen Wohnungseigentümer ange-
bracht werden. 
 

Fahrrad, Kinderwagen 
 
Einen Kinderwagen im Treppenhaus abzustellen, ist sozial üblich und deshalb von den Miteigen-
tümern zu akzeptieren, wenn keine andere Abstellmöglichkeit besteht. Es kann nicht verlangt 
werden, dass der Kinderwagen mit in die Wohnung genommen oder in den Keller transportiert 
wird (OLG Hamm, Beschluss vom 3. 7. 2001, 15 W 444/00, NZM 2001 S. 1094). 
 
Fahrräder dürfen dagegen normalerweise nicht im Hausflur oder im Hauseingang abgestellt wer-
den. Ist kein Fahrradkeller oder Fahrradständer im Freien vorhanden, muss auch das zeitweilige 
Abstellen von Fahrrädern im Hausflur unter Umständen geduldet werden. Hierbei kommt es aller-
dings auf den Einzelfall an. 
 
Die Beeinträchtigung der anderen muss sich in Grenzen halten. Zu beachten ist dabei, dass das 
ständige Durchtragen von Fahrrädern durch das Treppenhaus unter Umständen mehr Nachteile 
für die Miteigentümer mit sich bringt als ein zeitweiliges Abstellen. 
 
Fahrstuhl 
 
Die Fahrstuhlnutzung kann durch eine Benutzungsordnung geregelt werden. Denkbar ist eine Rege-
lung zum Beispiel in einer Fahrstuhlordnung, nach der Kleinkindern die Benutzung nur gemeinsam 
mit Erwachsenen gestattet ist. 
 
Fassade 
 
Wird zum Beispiel eine Wohnung gewerblich genutzt oder darf in einem Teileigentum ein Laden 
zum Beispiel betrieben werden, gehört es automatisch dazu, dass an der Fassade angemessene 
und ortsübliche Werbeschilder angebracht werden dürfen. 
 
Spruchbänder mit politischen Parolen oder Werbeschilder in den Fenstern brauchen die Miteigen-
tümer hingegen nicht zu dulden. Schließlich ist die Fassade als konstruktiver Bestandteil der An-
lage Gemeinschaftseigentum. 
 
Ferienwohnung 
 
Wer eine Wohnung sein Eigen nennen darf, darf grundsätzlich auch vermieten. Und Vermietung 
heißt, dass er auch an wechselnde Feriengäste vermieten darf. Dies kann auch nicht durch eine 
Nutzungsregelung eingeschränkt werden (BGH, Urteil vom 15.1.2010, VZR 72/09). Anders sieht 
es natürlich aus, wenn es durch die Feriengäste zu Störungen kommt. Dann hat jeder einzelne 
Miteigentümer einen Unterlassungsanspruch. 
 
Flur, Treppenhaus 
 
Einrichtungsgegenstände, wie zum Beispiel Garderobenteile, haben im Treppenhaus nichts zu 
suchen − jedenfalls dann nicht, wenn die anderen Miteigentümer damit nicht einverstanden sind 
(OLG München, Beschluss vom 15. 3. 2006, 34 Wx 160/05). Dasselbe gilt für das Aufhängen von 
Bildern oder Auslegen von Teppichen. 
 
Anders sieht es dagegen aus, wenn Dekorationsgegenstände − wie Weihnachtskränze − an der 
Wohnungseingangstür aufgehängt werden. 
 
Gegen das zeitweilige Abstellen von Schuhen auf der Fußmatte vor der Wohnungseingangstür bei 
schlechter Witterung kann nichts gesagt werden, solange dies als sozial üblich angesehen werden 
muss. 
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Friseursalon 
 
Ein Friseursalon in einer kleinen Anlage mit vier Wohnungen ist eine unzulässige Nutzung, wenn 
das Ganze in einer Wohnung stattfindet (BayObLG, Beschluss vom 31. 8. 2000, 2 ZBR 39/00, NZM 
2001 S. 138). 
 
 

Garage 
 
Es muss möglich sein, den Garagenvorplatz − zumindest vorübergehend − zum Abstellen zu nut-
zen, wie es zum Beispiel zum Be- und Entladen nötig ist. Darüber hinaus ist es zulässig, wenn es 
dadurch zu keiner Behinderung − wie etwa beim Rangieren − kommt, auch dauerhaft die Fläche 
für das Abstellen eines Zweitwagens oder als Besucherparkplatz zu nutzen. 
 
Bei Tiefgaragen kann durch eine Garagenordnung die Nutzung eingeschränkt werden. Hier findet 
man häufiger Regelungen, die die Reinigungs-, Wartungs- und Reparaturarbeiten verbieten. Solche 
Regelungen sind zulässig. Zulässig ist es auch, das Abstellen von Gegenständen − wie zum Beispiel 
fahruntauglicher Fahrzeuge − zu verbieten (KG Berlin, Beschluss vom 8. 9. 1995, 24 W 5943/94, 
NJW-RR 1996 S. 586). 
 

Garten, Rasen 
 
Ein Garten darf nur als solcher genutzt werden. So ist es zum Beispiel unzulässig, Kraftfahrzeuge 
dort abzustellen. 
 
Ansonsten sind Regelungen zulässig, nach denen zum Beispiel die Mähzeiten festgelegt werden 
oder Spiele verboten werden. Ein Grillverbot ist ebenfalls möglich. 
 
Besteht ein Sondernutzungsrecht eines einzelnen Eigentümers an der Gartenfläche, muss dieser 
ebenfalls ein paar Regeln einhalten. So darf er zwar den Garten nutzen und gestalten, also 
auch Blumen, Sträucher und Bäume anpflanzen. Aber Bäume darf er ohne das Einverständnis der 
übrigen Wohnungseigentümer nicht fällen. 
 
Auch gilt es, den Lichteinfall für die anderen durch Anpflanzungen nicht zu beeinträchtigen. 
 
Ansonsten müssen nachbarrechtliche Regelungen eingehalten werden, was zum Beispiel die Ab-
stände und die Höhe von Anpflanzungen auf der Grenze anbetrifft. 
 
Die Errichtung eines Gartenhauses oder eines Geräteschuppens ist als bauliche Veränderung von 
der Genehmigung der anderen Eigentümer abhängig. Selbst wenn grundsätzlich die Erlaubnis dazu 
besteht, muss das Gartenhäuschen sich dem optischen Gesamteindruck anpassen. 
 

Gaststätte 
 
Sieht die Teilungserklärung eine Nutzung von Teileigentumsräumen als Gaststätte vor, heißt das 
nicht, dass dort musikalische Darbietungen ohne Weiteres stattfinden dürfen. 
 
Sieht die Zweckbestimmung der Teilungserklärung für Sondereigentumsräume die Bezeichnung 
»Laden« vor, ist ein Gaststättenbetrieb hier unzulässig. Dies beruht zum einen auf den längeren 
Öffnungszeiten im Vergleich zu denen, die bei einem Ladenlokal zu erwarten sind, und zum 
anderen auf den zu befürchtenden Geruchs- und Geräuschbelästigungen. 
 

Gewerbliche Nutzung 
 
Sieht die Teilungserklärung für Teileigentumsräume keine spezielle Zweckbindung, sondern nur die 
gewerbliche Nutzbarkeit vor, ist eine Nutzung durch einen deutsch-kurdischen Kulturverein durch-
aus damit vereinbar (OLG Hamm, Beschluss vom 12. 4. 2005, 15 W 29/05, ZMR 2006, S. 149). 
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Grillen 
 
Das Grillen auf Balkonen und Dachterrassen darf verboten werden. Dazu zählt auch das Grillen mit 
elektrischen Tischgeräten. Ausnahme: Es ist mit keiner Beeinträchtigung zu rechnen. 
 
Ob im Garten gegrillt werden darf, hängt vom Einzelfall ab. So spielt zum Beispiel die Lage und 
die Größe des Gartens eine Rolle. Außerdem sollte nicht allzu oft gegrillt werden. Zulässig ist 
dabei eine Grillhäufigkeit von ca. fünf Mal im Jahr und eine Entfernung von 25 Metern vom Haus 
(BayObLG, Beschluss vom 18. 3. 1999, 2 ZBR 6/99, NZM 1999 S. 575). 
 

Hausordnung 
 
Wohnungseigentümer dürfen ihr Miteinander in der Wohnanlage durch eine Hausordnung regeln. 
Manchmal ist sie aber auch schon Bestandteil der Gemeinschaftsordnung. In der Hausordnung 
kann im Einzelnen Folgendes geregelt werden: 
 
• die Benutzung gemeinschaftlicher Einrichtungen, wie Wäsche-/Trockenraum, Treppenhaus, Wasch-

maschinen, Fahrstuhl, Schwimmbad/Sauna, Garten etc., 

• das Abstellen von Kraftfahrzeugen, 

• die Art und Weise, wie das Sondereigentum genutzt werden soll (z. B. beim Musizieren, Grillen, 
Tierhaltung, Wäschetrocknen etc.), 

• Ruhezeiten, 

• Sicherheitsmaßnahmen und Gefahrverhütungsregelungen wie z. B. Schließregelung usw. 
 
Nur Verpflichtungen zu persönlichen Dienstleistungen sind unzulässig. Darüber hinaus dürfen auch 
keine Nutzungsregelungen getroffen werden, die den Kernbereich des Wohnungseigentumsrechts 
verletzen. So darf zum Beispiel kein absolutes Musizierverbot ausgesprochen werden. Eine solche 
Einschränkung wäre gemäß § 138 Abs. 1 BGB nichtig. 

 
Hobbyraum 
 
Ist ein Raum in der Teilungserklärung als »Hobbyraum« bezeichnet, dürfen hier zum Beispiel Kin-
der an Wochentagen betreut werden. Ein Ausbau zu Wohnzwecken ist allerdings unzulässig. 

 
Imbissstube 
 
Die Zweckbestimmung »Laden« lässt die Nutzung als Imbissstube nicht zu (z. B. OLG Köln, Be-
schluss vom 13. 9. 1999, 16 Wx 65/99, NZM 2000 S. 390). 

 
Jugendheim 
 
Grundsätzlich darf in einer Wohnung keine derartige Betreuung von Jugendlichen betrieben werden. 
In einer größeren Anlage, die aus mehreren Gebäuden besteht, darf jedoch eine Jugendeinrichtung 
betrieben werden, in der Kinder und Jugendliche in familiären Wohngruppen leben (KG Berlin, Be-
schluss vom 28. 2. 2001, 24 W 2632/00, NZM 2001 S. 531). 

 
Keller 
 
Keller ist Keller und darf deshalb nicht anders genutzt werden. Das heißt, hier dürfen Vorräte auf-
bewahrt und Gegenstände gelagert werden. Eine Nutzung als Partyraum oder zu Wohnzwecken 
oder Ähnliches ist unzulässig. 
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Kindertagesstätte 
 
Ist ein Teileigentum als »Laden« bezeichnet, lässt sich der Betrieb einer Kindertagesstätte oder 
eines Schülerladens mit Öffnungszeiten von Montag bis Freitag von 8.00 Uhr bis 17.00 Uhr grund-
sätzlich vereinbaren. Voraussetzung kann allerdings hier sein, dass die Mittagsruhe eingehalten 
wird und bestimmte Schallschutzmaßnahmen ergriffen werden. 
 
Die Nutzung einer Wohnung als Kindertagesstätte ist dagegen unzulässig (OLG Stuttgart, Be-
schluss vom 18. 12. 1998, 8 W 123/98). 
 

Krankengymnastikpraxis 
 
Grundsätzlich bestehen keine Bedenken gegen den Betrieb einer Krankengymnastikpraxis in einer 
Wohnung. Voraussetzung ist auch hier − wie in allen anderen Fällen −, dass die Nutzung nicht mehr 
stört als die reine Wohnungsnutzung. 
 

Laden 
 
Die Zweckbestimmung »Laden« beinhaltet, dass die Räume nur zum Verkauf von Waren während 
der üblichen Geschäftsöffnungszeiten genutzt werden dürfen. Deshalb kommt eine gewerbliche 
Nutzung in diesen Räumen − zum Beispiel durch eine Gaststätte mit Publikumsverkehr außer-
halb der üblichen Ladenschlusszeiten − nicht infrage. 
 
Was in einem Laden zulässigerweise betrieben werden darf bzw. nicht betrieben werden darf, 
können Sie unter den jeweiligen Stichwörtern nachlesen. 
 

Massageinstitut 
 
Besteht die Zweckbestimmung »Massageinstitut«, ist eine Nutzung der Räumlichkeiten durch eine 
Kampfsport- oder Selbstverteidigungsschule unzulässig. 
 
Soll ein Massageinstitut in einer Wohnung eines Mehrfamilienhauses betrieben werden, kommt es 
darauf an, ob diese Nutzung mehr stört als der normale Wohngebrauch (BayObLG, Beschluss vom 
6. 8. 1987, BReg. 2 Z 71/87). 
 

Musizieren 
 
Wenn keinerlei Regelung besteht, müssen Miteigentümer Hausmusik außerhalb der allgemein üb-
lichen Ruhezeiten akzeptieren − selbstverständlich nur im Rahmen des Zumutbaren. 
 
Ein generelles Musizierverbot ist sittenwidrig und braucht deshalb nicht beachtet zu werden. 
Einschränkungen dürfen dagegen beschlossen werden − zum Beispiel eine Ruhezeit ab 20.00 Uhr 
und zwischen 12.00 Uhr und 14.00 Uhr. Eine zu starke Beschränkung in einer Hausordnung (z. B. 
auf Zimmerlautstärke) kann einem reinen Musizierverbot gleichkommen und ist deshalb ebenfalls 
unzulässig. 
 

Nutzungsentgelte 
 
Es ist zulässig, für den Gebrauch gemeinschaftlicher Anlagen und Einrichtungen − wie zum Bei-
spiel Waschmaschinen, Schwimmbad oder Sauna − ein Nutzungsentgelt zu verlangen. 
 
Das Geld muss allerdings für die Kosten der betreffenden Einrichtung verwendet werden. 
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Parkplatz, Kfz-Stellplatz 
 
Flächen des Gemeinschaftseigentums dürfen nur ausnahmsweise zum Parken oder kurzfristigen 
Ent- und Beladen genutzt werden, wenn zum Parken bestimmte Flächen vorgesehen sind. Ansons-
ten können im Rahmen von Nutzungsregelungen Parkverbote ausgesprochen werden − wie zum 
Beispiel ein Parkverbot für Klein-Lkw und Wohnwagen. 
 
Besteht an einem Parkplatz ein Sondernutzungsrecht, darf dieser ohne Zustimmung der anderen 
Eigentümer abgesperrt werden. Auch das Abstellen von Wohnmobilen in normaler Größe darf 
hier nicht untersagt werden. 
 

Pizza-Lieferservice 
 
Besteht die Zweckbestimmung »Laden«, lässt sich dies nicht mit dem Betrieb eines Pizza-Liefer-
services vereinbaren. Denn gerade die Produktion von Pizzen ist erfahrungsgemäß mit intensiven 
Geruchs- und Geräuschbelästigungen verbunden. 
 

Pizzeria 
 
Bei einer Zweckbestimmung als »Laden« ist die Nutzung durch eine Pizzeria aus den oben genannten 
Gründen ebenfalls ausgeschlossen. Das gilt auch dann, wenn die Teilungserklärung eine Nutzung als 
»Café und Eisdiele« vorsieht. 
 

Prostitution 
 
Da Prostitution mit einem sozialen Unwerturteil behaftet ist und als anstößig empfunden wird, 
hat eine derartige Nutzung einer Wohnung entsprechend nachteilige Auswirkungen auf den Ver-
kehrs- und Mietwert der übrigen Einheiten. Deshalb ist Prostitution nicht nur in einer Wohnung 
der Anlage unzulässig, sondern auch in beliebig gewerblich zu nutzenden Teileigentumsräumen. 
 

Psychotherapiepraxis 
 
Eine derartige Praxis darf in einer Wohnung betrieben werden, wenn die Störungen, die davon 
ausgehen, nicht stärker sind als die von einer normalen Wohnungsnutzung. 
 

Rollstuhl 
 
Rollstühle im Bereich des Gemeinschaftseigentums sind erlaubt, wenn man sie nicht anderweitig 
unterbringen kann. Dasselbe gilt für den Bau einer behindertengerechten Rampe, um so einem 
Rollstuhlfahrer Zugang zum Haus zu verschaffen (AG Bielefeld, Beschluss vom 5. 12. 2003, 5 II 
(WEG) 52/03, DWE 2004 S. 104). 
 

Schilder 
 

⎯⎯⎯ →⎯ ABC  Werbeschilder 
 

Schwimmbad, Sauna 
 
Bestehen entsprechende Einrichtungen in der Anlage, darf eine Benutzungsordnung aufgestellt 
werden. Hierin dürfen folgende Punkte geregelt werden: 

• Nutzungsberechtigung (Begrenzung auf einen bestimmten Personenkreis), 
• Alter, von dem an eine Nutzung des Schwimmbades ohne Begleitung eines Erwachsenen er-

laubt ist, 
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• Verbot von Ballspielen und Reinspringen vom Beckenrand, 
• Bademützenpflicht, 
• Reinigungspflichten, 
• Luft- und Wassertemperatur, Straßenschuhverbot und 
• Tierverbot. 
 

Sonnenstudio 
 
Sieht die Teilungserklärung die Zweckbestimmung »Laden« für Räumlichkeiten im Teileigentum 
vor, darf zwar ein Sonnenstudio betrieben werden, aber nicht außerhalb der gesetzlichen Laden-
öffnungszeiten. 
 
Sondernutzungsrecht 
 
Ein Sondernutzungsrecht schließt grundsätzlich kein Recht auf bauliche Veränderungen ein. So darf 
eine Treppe von der Terrasse in den im Gemeinschaftseigentum stehenden Garten nicht ohne 
Zustimmung der anderen Eigentümer errichtet werden (Hans. OLG Hamburg, Beschluss vom 
4. 3. 2003, 2 WX 75/00, DWE 2005 S. 23). 

 
Spruchbänder 
 

⎯⎯⎯ →⎯ ABC  Werbeeinrichtungen 

 
Tanzstudio 
 

⎯⎯⎯ →⎯ ABC  Gymnastikstudio 

 
Tierhaltung 
 
Ob Sie ein Tier in Ihrer Wohnung halten dürfen oder nicht, hängt im Allgemeinen davon ab, ob 
hierzu eine Regelung (z. B. in der Hausordnung) getroffen worden ist. 
 
Aber selbst wenn keine Regelung existiert, dürfen Sie zwar Hund oder Katze halten. Bei Schlangen, 
Ratten oder übermäßiger Tierhaltung sieht das Ganze schon anders aus. So sind vier Katzen in einer 
Ein-Zimmer-Wohnung von den anderen Miteigentümern nicht hinzunehmen (OLG Zweibrücken, Be-
schluss vom 24. 8. 1999, 3 W 164/99, ZMR 1999 S. 853). 
 
Ansonsten gilt, dass die Tierhaltung im Rahmen der Hausordnung oder Gemeinschaftsordnung voll-
ständig verboten werden kann, da die Tierhaltung nicht zum Kernbereich des Sondereigentums 
zählt. Hier reicht ein Mehrheitsbeschluss (BayObLG, Beschluss vom 24. 8. 2000, 2 ZBR 58/00, DWE 
2000 S. 107). Ausnahme: Die Haltung eines Blindenhundes bei einem behinderten Eigentümer 
muss von den anderen hingenommen werden (BayObLG, Beschluss vom 25. 10. 2001, 2 ZBR 81/01, 
NZM 2002 S. 26). Dasselbe gilt für Kleintiere wie Zierfische oder Goldhamster. 
 
Wichtig: Der Verwalter darf von sich aus kein generelles Verbot aussprechen. 

 
Treppenlift 
 
Ein gehbehinderter Miteigentümer hat Anspruch auf Einbau eines Treppenliftes, wenn die bauord-
nungsrechtlichen Vorschriften gewahrt bleiben. Selbst wenn der zweite Handlauf entfernt werden 
muss, handelt es sich noch um einen von den anderen Eigentümern hinzunehmenden Nachteil 
(BayObLG, Beschluss vom 25. 9. 2003, 2 ZBR 161/03, DWE 2004 S. 19). 
 
Allerdings muss der antragstellende Eigentümer wirklich so behindert sein, dass die Treppen für 
ihn ohne Lift nicht zu bewältigen wären (OLG München, Beschluss vom 22.2.2008, 34 Wx 066/07). 

 



 
 
 
 

 Rechtst|i|pps 10/10 

Weinstube 
 
Besteht die Zweckbestimmung »Laden«, darf eine Weinstube hier außerhalb der gesetzlichen 
Ladenöffnungszeiten nicht betrieben werden. 
Werbeschilder 
 
Werbeschilder an der Fassade dürfen nicht ohne Weiteres dauerhaft befestigt werden. Es handelt 
sich hierbei nämlich um eine bauliche Veränderung, die der Zustimmung aller Eigentümer bedarf. 
Wird allerdings eine Wohnung oder ein Teileigentum zulässigerweise gewerblich genutzt (z. B. als 
Arztpraxis in einer Wohnung), müssen die anderen Wohnungseigentümer die Anbringung eines an-
gemessenen Schildes dulden. 
 
Über das Ob und Wie der Schilder kann in der Hausordnung eine Regelung getroffen werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Dieser Beitrag ist urheberrechtlich geschützt. Jede Verwertung außerhalb der Grenzen des Urheberschutzgesetzes ist ohne 
Zustimmung des Verlages unzulässig. Das gilt insbesondere für die Vervielfältigung, Übersetzung, Mikroverfilmung sowie 
Einspeicherung und Verarbeitung in elektronischen Systemen. Alle Angaben in diesem Beitrag wurden nach genauen 
Recherchen sorgfältig verfasst. Eine Haftung für die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben ist jedoch ausgeschlossen. 


